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Niederschrift 

 
 

Sitzung der Vertreterversammlung 
 
Sitzungstermin: Mittwoch, 29.05.2024 

Sitzungsbeginn: 12:30 Uhr 

Sitzungsende: 14:51 Uhr 

Ort, Raum: Sitzungsraum 3-105, Paracelsusstraße 21, 06114 Halle 
 
Anwesenheit 
 
Anwesend 
Vorsitz 
Annett Haase  

 
stellv. Vorsitz 
Sven Nobereit  

 
Gruppe der Versicherten 
Marco Broscheit  
Sebastian Fritz  
Mario In der Au  
René Just  
Ursula-Marlen Kruse  
Stephan Bräuer  
Andreas Bruska  
Ines Kuche  
Clemens Holfeld  
Steffen Hermert  
Astrid Striehn  
Roland Salz  
Regina Richter Vertretung für: Katharina Dittrich 
Nicole Mattern  

 
Gruppe der Arbeitgeber 
Sybille Kaiser Vertretung für: Andreas Krauße 
Thomas Bode  
Cornelia Müller  
Kristian Redlich Vertretung für: Andree Fankhänel 
Katrin Queck  
Peter Lucas  
Franziska Mayer-Uhma  
Frank Markert  
Ralph Angerstein  
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Malte Husemann  
Peggy Prinz-Schmidt Vertretung für: Melissa Kommas 
Angret Neubauer  
Michael Opel Vertretung für: Dr. Steffen Burchhardt 

 
Gr. d. Versicherten VO (Mitgl. ohne Stimmrecht) 
Susanne Wiedemeyer  
Renate Licht  
Angela Breitling  
Maik Wagner  

 
Gr. d. Arbeitgeber VO (Mitgl. ohne Stimmrecht) 
Ramona Bermann  

 
Geschäftsführer 
Jork Beßler,  Geschäftsführer  

 
stellv. Geschäftsführerin 
Nicola Wenderoth,  stellv. Geschäftsführerin  

 
Verwaltung 
Michael Effner,  Leiter Stabsabteilung  
Christian Rose,  Hauptsachbearbeiter Büro 
der Selbstverwaltung 

 

Dr. Kerstin Mattukat,  Teamleiterin Team 
Forschung und Zuwendungen 

zu TOP 10 

 
 
Abwesend 
Gruppe der Versicherten 
Katharina Dittrich entschuldigt 

 
Gruppe der Arbeitgeber 
Andreas Krauße entschuldigt 
Astrid Regel entschuldigt 
Andree Fankhänel entschuldigt 
Melissa Kommas entschuldigt 
Dr. Steffen Burchhardt entschuldigt 

 
Gr. d. Versicherten VO (Mitgl. ohne Stimmrecht) 
Uwe Baumann entschuldigt 
Corinna Hersel entschuldigt 
Mario Martin entschuldigt 
Manuela Schmidt entschuldigt 
Martina Pracht entschuldigt 
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Gr. d. Arbeitgeber VO (Mitgl. ohne Stimmrecht) 
Dr. Michael Alberti entschuldigt 
Knut Bernsen entschuldigt 
Raymond Haböck entschuldigt 
Sven Fischer entschuldigt 
Constanze Stein-Lenk entschuldigt 
Petra Görs entschuldigt 
Lutz Wesche entschuldigt 

 
 
 
GÄSTE: 
 
Heidrun Engel     
René Lippold    entschuldigt 
Udo Jantzen     
Hagen Adler     
Margot Sachse     
Reiner Kaschke     
René Passarge     
Thomas Zimmermann     
Wolfgang Bayer     
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Tagesordnung öffentlicher Teil 
 
 Eröffnung 

  
 

 

1 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
Beschlussfähigkeit 
  
 

 

2 Festsetzung der endgültigen Tagesordnung 
  
 

 

3 Bericht der Vorsitzenden des Vorstandes - mündlich 
  
 

 

4 Bericht des Geschäftsführers - mündlich 
  
 

 

5 Änderung der Satzung der Deutschen Rentenversicherung 
Mitteldeutschland 
  
 

VO/2024/029 

6 Änderungen in der Geschäftsordnung der 
Vertreterversammlung 
der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland 
  
 

VO/2024/041 

7 Änderungen in der Geschäftsordnung zum Widerspruchs- und 
Einspruchsverfahren 
der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland 
  
 

VO/2024/035 

8 Wahl von weiteren Mitgliedern der besonderen Ausschüsse - 
Mitglieder der Widerspruchs- bzw. Einspruchsausschüsse der 
Widerspruchsstellen Dresden und Chemnitz 
  
 

VO/2024/036 

9 Wahl von weiteren Versichertenältesten der Deutschen 
Rentenversicherung Mitteldeutschland 
  
 

VO/2024/045 

10 Bundesprogramm rehapro - Überblick und Projekte der 
Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland 
Präsentation Frau Dr. Kerstin Mattukat  
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11 Ehrung zum 25-jährigem Jubiläum ehrenamtlicher Tätigkeit in 
der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland 
  
 

 

12 Ehrung ausscheidender Selbstverwalter in der Deutschen 
Rentenversicherung Mitteldeutschland 
  
 

 

13 Verschiedenes 
  
 

 

 
 
  



Seite: 6/26 

 

Protokoll 
«NAME» 
 

TOP  Eröffnung  

 
Die Vorsitzende der Vertreterversammlung, Frau Haase, eröffnet die Sitzung und begrüßt 
alle Anwesenden. 
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TOP 1 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
Beschlussfähigkeit 

 

 
Die Vorsitzende der Vertreterversammlung, Frau Haase, stellt fest, dass die Mitglieder der 
Vertreterversammlung unter Angabe der vorläufigen Tagesordnung mit Schreiben bzw.  
E-Mail vom 07.05.2024 gemäß § 3 Abs. 1 ihrer Geschäftsordnung fristgemäß eingeladen 
wurden.  
 
Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn gemäß § 10 Abs. 1 der Satzung der 
Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland i. V. m. § 5 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
der Vertreterversammlung sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen und die Mehrheit 
der Mitglieder – also mindestens 16 – anwesend und stimmberechtigt sind.  
 
Mit 29 anwesenden stimmberechtigten Mitgliedern, 14 der Gruppe der Arbeitgeber und 15 
der Gruppe der Versicherten, ist die Vertreterversammlung beschlussfähig. 
 
Auch für die unter dem Tagesordnungspunkt 5 vorliegende Satzungsänderung liegt die 
Beschlussfähigkeit nach § 10 Abs. 2 der Satzung i. V. m. § 5 Abs. 4 der Geschäftsordnung 
der Vertreterversammlung vor. Mit 29 Mitgliedern ist die erforderliche Anzahl von zwei 
Dritteln der Mitglieder (20) anwesend und stimmberechtigt. 
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TOP 2 Festsetzung der endgültigen Tagesordnung  

 
Die Tagesordnung wird einstimmig ohne Änderungen festgelegt. 
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TOP 3 Bericht der Vorsitzenden des Vorstandes - mündlich  

 
Frau Haase bittet die Vorsitzende des Vorstandes, Frau Bermann, um ihren Bericht. 
 
Der Redebeitrag ist als Anlage zum Tagesordnungspunkt 3 beigefügt. 
 
Frau Haase dankt der Vorsitzenden des Vorstandes für den Bericht und schlägt vor, die 
Diskussion nach dem Bericht des Geschäftsführers zu führen. 
 
Sodann leitet Frau Haase zum nächsten Tagesordnungspunkt über. 
 
Beschluss: 
 
Die Vertreterversammlung nimmt den Bericht der Vorsitzenden des Vorstandes zur 
Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis: 

zur Kenntnis genommen 

 

Zustimmung/en: 0 
Ablehnung/en: 0 
Enthaltung/en: 0 
Kenntnisnahme: 29 
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TOP 4 Bericht des Geschäftsführers - mündlich  

 
Frau Haase übergibt das Wort an den Geschäftsführer Herrn Beßler. 
 
Der Redebeitrag ist als Anlage zum Tagesordnungspunkt 4 beigefügt. 
 
Frau Haase dankt dem Geschäftsführer für seine Ausführungen. 
 
Sodann eröffnet Frau Haase die Möglichkeit für Nachfragen zu den Berichten. 
 
Herr Nobereit bedankt sich bei Herrn Beßler für seine Ausführungen. Er merkt an, dass er 
sich in dem Bericht von Herrn Beßler auch kritische Inhalte zum heute beschlossenen 
Rentenpaket II gewünscht hätte. Herr Nobereit betont, dass es sich um das teuerste 
Sozialpaket des Jahrhunderts handelt. Zur Ehrlichkeit gehört auch, dass diesem die 
Beitragssatzstabilität sowie die Generationengerechtigkeit fehlen. Er führt weiter aus, dass 
die sogenannte Aktienrente im beschlossenen Umfang nur „ein Tropfen auf den heißen 
Stein“ darstellt und keine Beitragssatzstabilität gewährleisten kann. 
 
Frau Wiedemeyer führt aus, dass der Geschäftsführer keine Position zum Rentenpaket II 
beziehen kann, da es keine einheitliche Position der Gruppe der Versicherten und der 
Gruppe der Arbeitgeber zu diesem gibt. Ferner stellt sie dar, dass noch immer viele 
Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern keinen Zugang zu einer betrieblichen Altersvorsorge 
anbieten. Dieser Teil der Altersvorsorge geht den betroffenen Arbeitnehmern verloren, was 
sie sehr bedauerlich findet. 
 
Frau Haase stellt fest, dass keine weitergehenden Fragen bestehen. 
 
Beschluss: 
 
Die Vertreterversammlung nimmt den Bericht des Geschäftsführers zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis: 

zur Kenntnis genommen 

 

Zustimmung/en: 0 
Ablehnung/en: 0 
Enthaltung/en: 0 
Kenntnisnahme: 29 
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TOP 5 Änderung der Satzung der Deutschen 
Rentenversicherung Mitteldeutschland 

VO/2024/029 

 
Frau Haase führt umfassend in die Vorlage ein und erläutert die Hintergründe der 
Satzungsänderung. 
 
Frau Haase stellt fest, dass keine weitergehenden Fragen bestehen.  
 
Art der Abstimmung 
Frau Haase stellt dar, dass gemäß § 7 Absatz 2 der Geschäftsordnung die Sitzungsleiterin 
die Art der Abstimmung bestimmt. Sie weist darauf hin, dass schriftlich abgestimmt werden 
muss, wenn die Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten es verlangt. Für diesen und 
die folgenden Tagesordnungspunkte der heutigen Sitzung erfolgt die Abstimmung mit 
Stimmkarte. Frau Haase fragt, ob die schriftliche Abstimmung verlangt ist. Dies ist nicht der 
Fall, so dass die Abstimmung für diesen und alle weiteren Tagesordnungspunkte der 
heutigen Sitzung durch Handerheben mittels Stimmkarte erfolgt. 
 
Sie bittet die Mitglieder der Vertreterversammlung unter Verweis auf den in der Vorlage 
29/2024 dargestellten Beschlussvorschlag um Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 

Die Satzung wird wie folgt geändert: 

I. Im Inhaltsverzeichnis wird ein neuer § 12 - Hybride und digitale Sitzungen - 
eingefügt. Der bisherige § 12 wird § 13. Alle weiteren Paragraphen verschieben 
sich entsprechend um eine Nummer. 
 

II. Der Hinweis unter dem Inhaltsverzeichnis wird geändert und erhält folgenden 
Wortlaut: 
Mit den Bezeichnungen „Vorsitzender, Geschäftsführer, Stellvertreter, 
Vertreter“ u. ä. sind Personen jeglichen Geschlechts gemeint. 
 

III. Im § 4 Absatz 3 wird die bisher verwendete Abkürzung „Abs.“ ausgeschrieben 
„Absatz“. 
 

IV. § 7 Absatz 4 der Satzung wird geändert und erhält folgenden Wortlaut: 
4. Die Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen 
 stellvertretenden Vorsitzenden, die nicht derselben Vertretergruppe an-
 gehören dürfen. Im Übrigen gelten die §§ 9 bis 12 der Satzung 
 entsprechend. 
 

V. § 9 Absatz 3 der Satzung wird geändert und § 9 wird um die Absätze 4 bis 7 
ergänzt. Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 8. Die Absätze 3 bis 8 erhalten 
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folgenden Wortlaut: 
3. Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind öffentlich, soweit sie sich 
 nicht mit personellen Angelegenheiten des Versicherungsträgers, 
 Grundstücksgeschäften oder geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen 
 (§ 35 SGB I i.V.m. § 67 ff. SGB X, § 203 StGB) befassen. Für weitere Bera-
 tungspunkte kann in nicht öffentlicher Sitzung die Öffentlichkeit ausge-
 schlossen werden; der Beschluss ist in öffentlicher Sitzung bekannt zu 
 geben. 
4. Bei öffentlichen hybriden Sitzungen ist der Öffentlichkeit die Teilnahme
  an der Sitzung durch Aufsuchen des Sitzungsortes zu ermöglichen. 
5. Bei öffentlichen digitalen Sitzungen wird der Öffentlichkeit die Teilnahme
  durch eine ihr in Echtzeit zugängliche zeitgleiche Bild- und Tonübertra-
 gung über das Internet ermöglicht. Die Sitzungen der Ausschüsse der 
 Vertreterversammlung sind nicht öffentlich. 
7. Die Sitzungen des Vorstandes und seiner Ausschüsse sind nicht 
 öffentlich. 
8. Näheres regeln die Geschäftsordnungen. 
 

VI. Im § 11 Absatz 3 wird die bisher verwendete Abkürzung „Abs.“ ausgeschrieben 
„Absätze“. 
 

VII. § 12 wird neu eingefügt und erhält folgenden Wortlaut: 
 
   § 12 Hybride und digitale Sitzungen 
1. Sitzungen der Selbstverwaltungsorgane oder ihrer Ausschüsse können 
 mittels zeitgleicher Bild- und Tonübertragung als hybride Sitzungen 
 stattfinden. Dies gilt nicht bei konstituierenden Sitzungen. Die Mitglieder 
 der Selbstverwaltungsorgane oder ihrer Ausschüsse können mit ihrer 
 Zustimmung an den Sitzungen der Selbstverwaltungsorgane mittels 
 zeitgleicher Bild- und Tonübertragung teilnehmen.  
2. In außergewöhnlichen Notsituationen und in besonders eiligen Fällen 
 können Sitzungen der Selbstverwaltungsorgane oder ihrer Ausschüsse 
 ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder am Sitzungsort durch zeit-
 gleiche Bild- und Tonübertragung stattfinden (digitale Sitzung). Der Vor-
 sitzende des Selbstverwaltungsorgans oder der Vorsitzende des Aus-
 schusses stellt den Ausnahmefall fest. Außergewöhnliche Notsituatio-
 nen sind z. B. epidemische Lagen mit Kontaktbeschränkungen sowie 
 andere gravierende Gefahren- oder Bedrohungslagen mit Kontaktbe-
 schränkungen oder erheblichen Einschränkungen der allgemeinen Mobi-
 lität. Ein besonders eiliger Fall liegt z. B. vor, wenn ohne die Beschluss-
 fassung ein nicht unerheblicher Nachteil rechtlicher oder tatsächlicher 
 Art für die Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland und/oder ih-
 rer Versicherten droht und eine rechtzeitige Beschlussfassung in hybri-
 der oder präsenter Sitzung nicht möglich ist. Eine digitale Sitzung eines 
 Selbstverwaltungsorgans findet nicht statt, wenn im Fall der außerge-
 wöhnlichen Notsituation ein Drittel oder in besonders eiligen Fällen ein 
 Fünftel der Mitglieder des Selbstverwaltungsorgans der Feststellung wi-
 derspricht, bei den Ausschüssen der Selbstverwaltungsorgane ein Mit-
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 glied der Feststellung widerspricht. 
3. Bei einer hybriden oder digitalen Sitzung gelten per zeitgleicher Bild- 
 und Tonübertragung teilnehmende Mitglieder der Selbstverwaltungsor-
 gane oder der Ausschüsse als anwesend im Sinne des § 64 Absatz 1 
 Satz 1 SGB IV. Die Stimmabgabe der durch zeitgleiche Bild- und Ton-
 übertragung teilnehmenden Mitglieder steht der persönlichen Stimmab-
 gabe gleich. 
4. In hybriden und digitalen Sitzungen sind Abstimmungen und Wahlen 
 möglich. Der Vorsitzende des Selbstverwaltungsorgans oder des Aus-
 schusses legt das Verfahren der Stimmabgabe fest (z. B. per Handzei-
 chen oder digitalem Abstimmungssystem). 
5. Bei technisch bedingten Störungen der Wahrnehmbarkeit, die nachweis-
 lich im Verantwortungsbereich der Deutschen Rentenversicherung Mit-
 teldeutschland liegen, darf die hybride oder digitale Sitzung nicht fortge-
 setzt werden. Sonstige Störungen sind unbeachtlich; sie haben insbe-
 sondere keine Auswirkungen auf die Wirksamkeit eines ohne das be-
 troffene Mitglied des Selbstverwaltungsorgans oder des Ausschusses 
 gefassten Beschlusses. § 64 Absatz 1 SGB IV bleibt unberührt. 
6. Bei hybriden und digitalen Sitzungen ist die Übertragung von Bild und 
 Ton der an der Sitzung teilnehmenden Personen unabhängig davon zu-
 lässig, ob sie in die Übertragung einwilligen. 
7. Bei nicht öffentlichen hybriden und digitalen Sitzungen haben die durch 
 Bild- und Tonübertragung teilnehmenden Mitglieder des Selbstverwal-
 tungsorgans oder der Ausschüsse sicherzustellen, dass bei ihnen keine 
 unbefugten Dritten die Sitzung verfolgen können. 
8. Die Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland trägt bei hybriden 
 und digitalen Sitzungen dafür Sorge, dass die technischen Anforderun-
 gen und die datenschutzrechtlichen Bestimmungen für die ordnungs-
 gemäße Durchführung von hybriden oder digitalen Sitzungen eingehal-
 ten werden. 
 

VIII. § 20 (neu § 21) Absatz 3 wird geändert und erhält folgenden Wortlaut: 
3. Die nach § 20 Absatz 2 Beauftragten zeichnen unter ihrer Funktionsein-
 heit mit ihrem Namen. 
 

IX. § 21 (neu § 22) wird um den Absatz 6 ergänzt. Der bisherige Absatz 6 wird 
Absatz 7. Der Absatz 6 erhält folgenden Wortlaut:  
6. Die Widerspruchsausschüsse tagen in nicht öffentlicher Sitzung. Hybri-
 de und digitale Sitzungen sind zulässig: § 12 gilt entsprechend. § 12 Ab-
 satz 2 gilt mit der Maßgabe, dass der Vorsitzende des Widerspruchsaus-
 schusses die außergewöhnliche Notsituation oder den besonders eiligen 
 Fall feststellt und eine digitale Sitzung nicht stattfindet, wenn ein Mit-
 glied des Widerspruchsausschusses widerspricht. § 12 Absatz 4 gilt mit 
 der Maßgabe, dass der Vorsitzende des Widerspruchsausschusses das 
 Verfahren der Stimmabgabe festlegt. 
 

X. Im § 22 (neu § 23) Absatz 1 wird die bisher verwendete Abkürzung „Abs.“ 
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ausgeschrieben „Absätze“.  
Absatz 2 wird ergänzt und erhält folgenden Wortlaut: 
2. Im Übrigen gelten § 22 Absätze 2 bis 4 sowie Absatz 6 und die Ge-
 schäftsordnung entsprechend. 
 

XI. Im § 23 (neu § 24) Absatz 3 wird die Abkürzung „Nr.“ durch „Absatz“ ersetzt 
und im Absatz 4 wird die bisher verwendete Abkürzung „Abs.“ ausgeschrieben 
„Absätze“. 
 

XII. Im § 24 (neu 25) Absatz 2 wird die bisher verwendete Abkürzung „Abs.“ 
ausgeschrieben „Absatz“. 
 

XIII. § 25 (neu § 26) Absatz 1 wird geändert und erhält folgenden Wortlaut: 
Vertrauenspersonen können durch die Gruppe der Arbeitgeber in der 
Vertreterversammlung gewählt werden. Für Vertrauenspersonen der Ar-
beitgeber gelten die §§ 3, 8, 24 und 25 der Satzung entsprechend. 
 

Der Geschäftsführer wird beauftragt, die Genehmigung zur Änderung der Satzung 
durch das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zu beantragen und die Veröffentlichung der Satzung entsprechend § 
27 (neu § 28) der Satzung zu veranlassen. 
 

Abstimmungsergebnis: 

Mehrheitlich 

 

Zustimmung/en: 27 
Ablehnung/en: 0 
Enthaltung/en: 2 
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TOP 6 Änderungen in der Geschäftsordnung der 
Vertreterversammlung 
der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland 

VO/2024/041 

 
Frau Haase führt in die Vorlage ein und erläutert die Hintergründe der Änderungen.  
 
Frau Haase stellt fest, dass keine weitergehenden Fragen/Diskussionen erfolgen. Sie bittet 
die Mitglieder der Vertreterversammlung um Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Die Vertreterversammlung stimmt der Änderung der Geschäftsordnung der 
Vertreterversammlung zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig 

 

Zustimmung/en: 29 
Ablehnung/en: 0 
Enthaltung/en: 0 
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TOP 7 Änderungen in der Geschäftsordnung zum 
Widerspruchs- und Einspruchsverfahren 
der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland 

VO/2024/035 

 
Frau Haase führt umfassend in die Vorlage ein. 
 
Herr In Der Au führt aus, dass er den vorgelegten Entscheidungsvorschlag mittragen wird. Er 
stellt aber auch fest, dass er die geplante Änderung, insbesondere das Aufführen der Namen 
der an der Entscheidung beteiligten Mitglieder der Widerspruchausschüsse kritisch sieht. 
Dadurch können bspw. Interessenkonflikte auftreten, da den Mitgliedern der 
Widerspruchsausschüsse die Namen der Widerspruchsführer nicht bekannt sind. Durch 
seine ehrenamtliche Tätigkeit als Versichertenältester möchte er nicht über Widersprüche 
von Antragstellern entscheiden, deren Anträge er aufgenommen hat. Um derartige 
Situationen auszuschließen, schlägt er eine Änderung der derzeitigen Verfahrensweise vor. 
Er bittet seitens der Verwaltung zu prüfen, ob im Vorfeld der Sitzungen der 
Widerspruchsausschüsse eine Namensliste der zu behandelnden Widersprüche zur Prüfung 
vorgelegt werden kann. 
 
Frau Wiedemeyer unterstützt die Ausführungen von Herrn In der Au und merkt an, dass sich 
auch der Vorstand intensiv mit diesen Punkten auseinandergesetzt hat. Sie spricht sich dafür 
aus, dass bei den Widerspruchsausschusssitzungen ab dem 01.06.2024 die Namen und 
Adressen der Widerspruchsführer durch das Mitglied der Verwaltung zu benennen sind. 
Darüber hinaus kann es in einzelnen Fällen erforderlich sein, dass 
Widerspruchsausschussmitglieder ggf. im Vorfeld oder zur Sitzung eine Liste mit den Namen 
und Adressen erhalten. Die Geschäftsleitung soll nach einer Erprobungsphase den Vorstand 
über die Erfahrungen und die gewählte Verfahrensweise informieren. 
 
Frau Wenderoth bestätigt die Ausführungen von Frau Wiedemeyer und sichert zu, dass so 
verfahren wird. Die Verwaltung wird den Personenkreis, der ggf. eine Liste benötigt, 
feststellen und eine Lösung für diesen finden, die sowohl verwaltungspraktikabel ist, das 
hohe Datenschutzniveau weiterhin gewährleistet und dem Anliegen dieses Personenkreises 
Rechnung trägt. 
 
Herr In Der Au führt aus, dass aus seiner Sicht eine Erprobungsphase von einem halben 
Jahr ausreichend sein sollte. 
 
Frau Haase stellt fest, dass keine weitergehenden Fragen/Diskussionen erfolgen. Sie bittet 
die Mitglieder der Vertreterversammlung um Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Die Vertreterversammlung stimmt der Änderung der Geschäftsordnung zum 
Widerspruchs- und Einspruchsverfahren zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 
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Mehrheitlich: 

 

Zustimmung/en: 28 
Ablehnung/en: 0 
Enthaltung/en: 1 
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TOP 8 Wahl von weiteren Mitgliedern der besonderen 
Ausschüsse - Mitglieder der Widerspruchs- bzw. 
Einspruchsausschüsse der Widerspruchsstellen 
Dresden und Chemnitz 

VO/2024/036 

 
Frau Haase führt umfassend in die Vorlage ein.  
 
Frau Haase stellt fest, dass keine weitergehenden Fragen/Diskussionen erfolgen. Sie bittet 
die Mitglieder der Vertreterversammlung der Gruppe der Arbeitgeber um Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Die Gruppe der Arbeitgeber bestellt Angelika Baier als Mitglied der Widerspruchs- 
bzw. Einspruchsausschüsse der Widerspruchsstelle Dresden und Herrn Arndt 
Flemming als Mitglied der Widerspruchs- bzw. Einspruchsausschüsse der 
Widerspruchsstelle Chemnitz der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig 

 

Zustimmung/en: 14 
Ablehnung/en: 0 
Enthaltung/en: 0 
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TOP 9 Wahl von weiteren Versichertenältesten der Deutschen 
Rentenversicherung Mitteldeutschland 

VO/2024/045 

 
Frau Haase führt in die Vorlage ein und erläutert den Sachverhalt.  
 
Frau Haase führt aus, dass die Satzung der Deutschen Rentenversicherung 
Mitteldeutschland im Abschnitt H mit den §§ 23 und 24 die Wahl der Versichertenältesten, 
die Wahlrechtsgrundsätze und das Wahlvorschlagsrecht regelt. 
 
Die Wahl der Versichertenältesten hat die Vertreterversammlung nach § 24 Abs. 1 der 
Satzung in ihrer Sitzung am 05.12.2023 vorgenommen. Bei dieser Wahl wurden jedoch nicht 
alle zur Verfügung stehenden Listenplätze besetzt.  
 
Frau Haase erläutert das Wesentliche zu dieser Wahl. 
 
Die Vorschriften für die Wahl der Versichertenältesten sind der Paragraph 61 i. V. m. § 52 
Sozialgesetzbuch Viertes Buch und die Paragraphen 81 sowie 80 i. V. m. § 77 der 
Wahlordnung für die Sozialversicherung. Die Wahl der Versichertenältesten wird auf der 
Grundlage einzureichender Vorschlagslisten von der Gruppe der Versicherten der 
Vertreterversammlung vorgenommen (§ 52 Absatz 1 Sozialgesetzbuch Viertes Buch). Die 
Bewerber müssen nicht einem Selbstverwaltungsorgan angehören. Sie müssen jedoch die 
Voraussetzungen für die Wählbarkeit als Versichertenältester erfüllen. In den 
Vorschlagslisten müssen ein Listenvertreter und ein stellvertretender Listenvertreter benannt 
sein. Die Vorschlagslisten müssen von zwei Mitgliedern der Gruppe der Versicherten der 
Vertreterversammlung unterzeichnet sein. Darüber hinaus müssen eigenhändig 
unterschriebene Zustimmungserklärungen der Bewerber vorliegen. (§ 77 Absatz 3 der 
Wahlordnung für die Sozialversicherung) 
 
Frau Haase bittet die Gruppe der Versicherten, Vorschlagslisten für die Wahl der 
Versichertenältesten abzugeben (§ 61 i. V. m. § 52 Sozialgesetzbuch Viertes Buch und § 80 
i. V. m. § 77 der Wahlordnung für die Sozialversicherung). 
 
Sie hinterfragt, ob vor der Abgabe eine Sitzungsunterbrechung gewünscht wird. Dies ist nicht 
der Fall. 
 
Herr Hermert übergibt eine Liste für die Wahl der Versichertenältesten. Weitere Listen 
werden nicht eingereicht. 
 
Frau Haase führt aus, dass vor der heutigen Sitzung bereits die Vorschlagsliste zur Prüfung 
übergeben wurde. Im Ergebnis der Prüfung wurde festgestellt, dass die Liste und die 
beigefügten Unterlagen keine Mängel haben. Die Zustimmungserklärungen, die 
Unterschriften, die Nennung der Listenvertreter sowie Stellvertreter sind ordnungsgemäß 
erfolgt. Die vorgeschlagenen Wahlbewerberinnen für die noch offenen Listenplätze erfüllen 
die Voraussetzungen der Wählbarkeit. Die Vorschlagsliste ist von zwei Mitgliedern der 
Vertreterversammlung der Gruppe der Versicherten unterzeichnet. § 61 Abs. 1 SGB IV in 
Verbindung mit § 52 Abs.1 a SGB IV sehen vor, dass von den Versichertenältesten 
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mindestens 40 Prozent weiblich und 40 Prozent männlich sind und jeder dritte Listenplatz mit 
einer Frau besetzt ist. Dies ist in der Vorschlagsliste nicht der Fall. Das Gesetz lässt es aber 
zu, dass bei Nichterfüllung dieser Voraussetzungen eine Begründung erfolgt. Diese 
Begründung wurde vorgelegt und ist schlüssig und nachvollziehbar. Aufgrund dessen ist die 
Liste zuzulassen. 
 
Frau Haase stellt fest, dass eine Vorschlagsliste für die noch offenen Listenplätze mit dem 
Kennwort „DGB/ACA/dbb“ eingereicht wurde. Auf dieser Vorschlagsliste sind die Bewerber 
und Bewerberinnen für die Versichertenältestenplätze enthalten. Frau Haase stellt weiter 
fest, dass für die Wahl der weiteren Versichertenältesten von der Gruppe der Versicherten 
eine Liste eingereicht und zugelassen wurde. Sie stellt weiter fest, dass nicht für alle noch 
offenen Listenplätze Wahlvorschläge eingereicht wurden. Abschließend stellt sie fest, dass 
für jeden verfügbaren offenen Listenplatz nur jeweils ein Versichertenältester zur Wahl 
vorgeschlagen wurde, so dass nach § 61, § 52 Absatz 3 Sozialgesetzbuch Viertes Buch IV i. 
V. m. § 46 Absatz 2 Sozialgesetzbuch Viertes Buch die Vorgeschlagenen als gewählt gelten 
und daher ein extra Wahlakt nicht stattfindet. 
 
Auf die Nennung der Namen der in der Liste vorgeschlagenen Bewerber verzichte sie, da die 
Vorschlagsliste dem Gremium vorliegt. 
 
Bei den Versichertenältesten ist es erforderlich, so Frau Haase weiter, dass diese die Wahl 
annehmen. Die Annahmeerklärung wird den Versichertenältesten mit dem 
Wahlbenachrichtigungsschreiben übersandt. 
 
Frau Haase gratuliert allen Versichertenältesten zu ihrer Wahl und wünscht viel Erfolg bei 
der Ausübung des verantwortungsvollen Ehrenamtes.  
 
Abschließend weist Frau Haase darauf hin, dass die gewählten Versichertenältesten im 
Beschluss in der Niederschrift aufgeführt werden. Die Begründung nach § 61 Abs. 1 SGB IV 
in Verbindung mit § 52 Abs.1 a SGB IV wird als Anlage zum Tagesordnungspunkt 9 im 
Sitzungsinformationssystem Allris bereitgestellt. 
 
Beschluss: 
 
Die Vorgeschlagenen gelten als gewählt. Ein extra Wahlakt findet nicht statt (§ 61, § 52 
Absatz 3 Sozialgesetzbuch Viertes Buch IV i. V. m. § 46 Absatz 2 Sozialgesetzbuch 
Viertes Buch IV). 
 
Auf Platz lfd. Nr. 8, Region Sachsen, Versichertenältestenbezirk Erzgebirgskreis / 
Chemnitz Stadt gilt Schönherr, Marlies als gewählt. 
 
Auf Platz lfd. Nr. 150, Region Thüringen, Versichertenältestenbezirk Hildburghausen / 
Sonneberg / Suhl / Schmalkalden-Meiningen gilt Hellbach, Manuela als gewählt. 
 
Auf Platz lfd. Nr. 165, Region Thüringen, Versichertenältestenbezirk Weimarer Land / 
Weimar / Saale-Holzland-Kreis / Jena gilt Lorenz, Angela als gewählt. 
 
Auf Platz lfd. Nr. 170, Region Thüringen, Versichertenältestenbezirk Saalfeld-
Rudolstadt / Saale-Orla-Kreis / Ilm-Kreis gilt Eisenhardt, Irene als gewählt. 
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Die Begründung nach § 61 Abs. 1 SGB IV in Verbindung mit § 52 Abs.1 a SGB IV ist als 
Anlage zum Tagesordnungspunkt 9 im Sitzungsinformationssystem Allris 
bereitgestellt.  
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TOP 10 Bundesprogramm rehapro - Überblick und Projekte der 
Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland 

 

 
Frau Haase bittet Frau Dr. Mattukat um ihre Präsentation. 
 
Die Präsentation ist dem Tagesordnungspunkt 10 als Anlage beigefügt. 
 
Die Mitglieder des Gremiums diskutierten ausgewählte Inhalte dieser Präsentation. Frau Dr. 
Mattukat beantwortet die gestellten Fragen.  
 
Frau Haase dankt Frau Dr. Kerstin Mattukat für ihre Präsentation. 
 
Sodann leitet Frau Haase zum nächsten Tagesordnungspunkt über. 
 
 
Beschluss: 
 
Die Vertreterversammlung nimmt den Bericht von Frau Dr. Mattukat zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis: 

zur Kenntnis genommen 

 

Zustimmung/en: 0 
Ablehnung/en: 0 
Enthaltung/en: 0 
Kenntnisnahme: 29 
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TOP 11 Ehrung zum 25-jährigem Jubiläum ehrenamtlicher 
Tätigkeit in der Deutschen Rentenversicherung 
Mitteldeutschland 

 

 
Frau Haase und Herr Nobereit nehmen unter Einbeziehung der alternierenden Vorsitzenden 
des Vorstandes, Frau Bermann sowie Frau Wiedemeyer, des Geschäftsführers, Herrn 
Beßler, und der stellvertretenden Geschäftsführerin, Frau Wenderoth, die Ehrungen der 
Selbstverwalter für ihre 25-jährige Tätigkeit im Ehrenamt vor.  
 
Dies sind: 
Clemens Holfeld 
Heidrun Engel 
Annett Haase 
Udo Jantzen 
Sybille Kaiser 
 
Frau Haase und Herr Nobereit bedanken sich bei den Selbstverwaltern und wünschen ihnen 
weiterhin viel Gesundheit und Erfolg bei der Ausübung des verantwortungsvollen 
Ehrenamtes. 
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TOP 12 Ehrung ausscheidender Selbstverwalter in der 
Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland 

 

 
Frau Haase und Herr Nobereit nehmen unter Einbeziehung der alternierenden Vorsitzenden 
des Vorstandes, Frau Bermann sowie Frau Wiedemeyer, des Geschäftsführers, Herrn 
Beßler, und der stellvertretenden Geschäftsführerin, Frau Wenderoth, die Ehrungen der 
ausgeschiedenen ehrenamtlich Tätigen vor: 
 
Hagen Adler 
Margot Sachse 
Thomas Zimmermann 
Reiner Kaschke 
René Passarge 
Wolfgang Bayer 
 
Frau Haase und Herr Nobereit bedanken sich bei den ausgeschieden ehrenamtlich Tätigen 
und wünschen ihnen weiterhin viel Gesundheit und Erfolg. 
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TOP 13 Verschiedenes  

 
Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen oder Anfragen gibt, verweist die Sitzungsleitung 
auf die nächste Sitzung der Vertreterversammlung, die für 
 
Dienstag, den 10.12.2024, 12:30 Uhr, in Leipzig 
 
anberaumt wird.  
 
Damit wird die Sitzung geschlossen. 
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Vorsitzende der Vertreterversammlung 
 
 
 
 
Annett Haase 

 
 
 
Geschäftsführer 
 
 
 
 
Jork Beßler,  Geschäftsführer 

 
 
 
Schriftführung 
 
 
 
 
Michael Effner,  Leiter Stabsabteilung 
 
 
 
 
Christian Rose,  Hauptsachbearbeiter Büro der Selbstverwaltung 
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